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Nr. . 


At Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. Dezember 1842., die Ausdehnung der 

ur dr dt mildernden Beſtimmungen der Order vom 28. Oktober 1836. zu dem 

2 “u Zw F. 22. des Stempelgeſetzes vom 7. März 1822. auf Verträge, welche 

* zwiſchen einer unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbehörde und einer 
Privatperſon abgeſchloſſen ſind, betreffend. 


Nachdem durch die Order vom 28. Oktober 1836. die Vorſchriften des Stempel⸗ 
Geſetzes vom 7. März 1822. F. 22. dahin gemildert worden find, daß die Stem⸗ 
pelſtrafe , welche ein Beamter wegen unterlaſſener Verwendung des tarifmaͤßigen 
Stempels zu einer Amtsverhandlung verwirkt hat, nicht mehr von dem Beſitzer 
oder Produzenten der Verhandlung eingefordert, ſondern unmittelbar von dem 
ſchuldigen Beamten eingezogen, und Letzterer, ſofern nicht das Vergehen wegen 
einer damit zuſammen treffenden anderweitigen Verletzung der Amtspflicht eine 
höhere Strafe nach ſich zieht, nur mit einer Ordnungsſtrafe belegt werden ſoll, 
will Ich auf den Bericht des Staats-Miniſteriums vom 12. d. M. die mil⸗ 
dernden Beſtimmungen dieſer Order auch auf Verträge ausdehnen, welche zii: 
ſchen einer unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbehoͤrde und einer Privatperſon 
abgeſchloſſen ſind. Es ſoll demnach, wenn zu einem ſolchen Vertrage der tarif— 
maͤßige Stempel nicht verwendet worden, die bei dem Vertrage betheiligte Pri— 
vatperſon, desgleichen jeder andere Beſitzer oder Produzent der daruͤber aufge— 
nommenen Verhandlung mit Strafe verſchont bleiben, der Beamte dagegen, 
welcher den Vertrag im Auftrage oder Namens der Behoͤrde geſchloſſen hat, 
in eine, nach den Beſtimmungen der Order vom 28. Oktober 1836. feſtzuſetzende 
Strafe verfallen. Hat jedoch die Privatperſon, mit welcher der Vertrag ge— 
ſchloſſen worden, erweislich wider beſſeres Wiſſen veranlaßt, oder nachgegeben, 
daß zu demſelben ein Stempel gar nicht, oder ein geringerer als der tarifmaͤßige 
Stempel verwendet worden, ſo tritt neben der den Beamten treffenden Strafe 
gegen die Privatperſon die ordentliche Stempel— Rn nach den Beſtimmungen 

Jahrgang 1843. (Nr. 2321.) des 


(Ausgegeben zu Berlin den 18. Februar 1843.) 


des Stempelgeſetzes vom 7. März 1822. ein. Fr Steuer⸗Verwaltung verbleibt 

in allen Faͤllen die Befugniß, den fehlenden Stempel von dem Produzenten 

der Verhandlung einzuziehen, unter Vorbehalt der dem letztern gegen dritte 

Perſonen oder Behörden zuſtehenden Regreß-Anſpruͤche. Dieſe Beſtimmungen 

ſind durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlotzenburg, den 23. Dezember 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2322.) 
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(Nr. 2322.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 4. Januar 1843. über die Berechnung 


Ausfertigungsgebühren bei den Land- und Handelsgeri 1 
in dem zum Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgeri 0 rigen 


Theile des Herzogthums Berg. 


U. die im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln geſetzlich beſtehende 
Verſchiedenartigkeit der Berechnung der Ausfertigungs⸗Gebuͤhren bei den Land⸗ 
und Handelsgerichten zu beſeitigen, will Ich auf Ihren Bericht vom 19. De⸗ 
zember v. J. unter Abaͤnderung des Artikels 143. des Dekrets vom 17. De⸗ 
zember 1811: über die Einregiſtrirungsſtempel und Sekretariatsgebuͤhren hier⸗ 
durch beſtimmen, daß auch in dem zum Bezirke des Appellationsgerichtshoſes 
zu Coͤln gehörigen Theile des Herzogthums Berg bei Berechnung der Koſten 
der Ausfertigungen, welche von den Land- und Handelsgerichts⸗Sekretariaten 
ertheilt werden, das Blatt (die Rolle) zu Vierzig Zeilen gerechnet werde. Sie 
haben dieſe Order durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Potsdam, den 4. Januar 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Bo delſchwingh— 


(Nr. 2322 — 2323.) (Nr. 2323.) 
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a un 
es- Allerhöchſte Kabinetsorder vom 3. Februar 1843., über die Vervielfältigung, 
A Feilbaltung und Verbreitung von Karrikaturen, Berk oder Spottbildern. 
>» 4 3 
ch haͤbe ae Unwillen wahrgenommen, bis zu welchem hohen Grade in der 
letzten Zeit der Unfug geſtiegen iſt, durch bildliche Darſtellungen die Religi 
und den Staat herabzuwürdigen und zu verſpotten, ſo wie die Sittlichkeit u 
die perſönliche Ehre zu verletzen. Um dieſem Unfuge fuͤr die Folge vorzubeugen, 
beſtimme Ich hierdurch, daß bildliche Darſtellungen, durch welche die Sittlich⸗ 
keit groͤblich verletzt wird, uͤberhaupt nicht, Karrikaturen, Zerr⸗ oder Spottbilder 
jeder Art aber nicht anders vervielfältigt, ſeilgehalten, verkauft, ausgeftellt, aus⸗ 
gelegt oder verbreitet werden dürfen, als wenn dazu vorher die Genehmigung 
der Polizeibehoͤrde des Orts, wo die Vervielfältigung beabſichtigt wird, oder 
im Falle die Bilder im Auslande angefertigt ſind, die Genehmigung der Poli⸗ 
zeibehoͤrde des Orts, wo der Verkauf oder die Verbreitung derſelben ftattfinden 
ſoll, eingeholt worden iſt. Wer dieſen Beſtimmungen zuwider handelt, hat 
außer der Strafe, welche ihn wegen eines dadurch etwa zugleich veruͤbten Ver⸗ 
brechens trifft, diejenige Strafe verwirkt, mit welcher im Art. XVI. Nr. 5. der 
Verordnung vom 18. Oktober 1819. und im $. A. der Order vom 6. Auguſt 
1837. der Verkauf u. ſ. w. verbotener Schriften bedroht iſt. Die vorgefunde⸗ 
nen Exemplare ſolcher bildlichen Darſtellungen ſind zu konfisziren und zu ver⸗ 
nichten. Die Unterſuchung und Beſtrafung der gedachten Vergehen wird eben 
denjenigen Behoͤrden uͤbertragen, denen ſolche in Anſehung der Vergehen gegen 
die Cenſurgeſetze zuſteht. 

Das Staats-Miniſterium hat dieſen Meinen Befehl durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen, und Sie, der Miniſter des Innern, haben 
hiernach die Behoͤrden mit Inſtruktion zu verſehen. 

Berlin, den 3. Februar 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


* 


An das Staatsminifterium. 


